Mechanismus der Präsidialregierungen   http://de.wikipedia.org/wiki/Präsidialkabinett, 23.04.09
Ab 1930 setzte der Mechanismus der Präsidialregierungen ein: Wenn ein Gesetzesentwurf der Regierung keine Mehrheit im Reichstag fand, setzte der Reichspräsident diesen in Form einer Notverordnung in Kraft, obwohl die Verfassung diese Notverordnungen nur für Notsituationen vorgesehen hatte. In der Verfassung (Art. 48) war nicht festgelegt worden, wie eine Notsituation zu definieren sei und wer sie feststellen könne. 

Wenn der Reichstag das Recht wahrnahm, die Aufhebung der Notverordnung  zu verlangen, oder dem Reichskanzler sein Misstrauen aussprach, löste der Reichspräsident gemäß Art. 25 der Weimarer Verfassung das Parlament auf. Neuwahlen mussten laut Verfassung nach spätestens 60 Tagen erfolgen, und der gewählte Reichstag spätestens nach weiteren 30 Tagen zusammentreten.

In diesen 90 Tagen konnte das Kabinett mit Notverordnungen regieren!  Sowohl die Exekutive als auch die Legislative lag nun beim Reichspräsidenten und Reichskanzler, der die Notverordnungen gegenzeichnen musste. Die Gewaltenteilung war somit großteils aufgehoben. 1931 entstanden lediglich 34 vom Reichstag verabschiedete Gesetze, aber 44 Notverordnungen.

Wesentlich war auch die parlamentarische Tolerierung durch die SPD: Der Reichstag hätte mit den Stimmen der SPD die Notverordnungen außer Kraft setzen können. Die SPD allerdings, die in Brüning das kleinere Übel im Vergleich zu den Kommunisten / Nationalsozialisten sah, verhinderte dies.

Geschichte der Präsidialkabinette 

Brüning: Nach der Reichstagswahl 1930, bei der die NSDAP sich von 2,6 auf 18,3 Prozent verbesserte, entschied sich die SPD, Brüning als das kleinere Übel gegenüber Adolf Hitler zu tolerieren, um die in Preußen noch bestehende Weimarer Koalition zu schützen. Brüning wurde auf Grund seines Radikalen Sparkurses, der dem Hauptziel, einem Ende der Reparationszahlungen dienten, unbeliebt; er galt als Hungerkanzler. Obwohl er den Auftrag erhalten hatte, antimarxistisch zu regieren, musste er sich auf die Tolerierung der SPD verlassen, und Hindenburg wurde mit Hilfe der SPD wiedergewählt. Am 13. April 1932 unterzeichnete Hindenburg das Verbot der SA und SS, aber bald musste Reichswehrminister Wilhelm Groener deswegen zurücktreten. Die Kamarilla um Hindenburg nutzte das Verbot zum Sturz Brünings, der also  nicht vom Reichstag gestürzt wurde, sondern von einer einzelnen Person. Die Unterstützung des Reichstags nutzte ihm nichts,  um sein Ziel – lt. seiner Autobiografie – zu erreichen: die Errichtung einer Monarchie. 

Papen und Schleicher: Der nächste Reichskanzler wurde ein ehemaliges Mitglied der Zentrumspartei, Franz von Papen vom äußerst rechten Flügel. Papen musste mit seinem „Kabinett der Barone“ zurücktreten, nachdem der Reichstag ihm das Misstrauen ausgesprochen hatte. Er hatte noch versucht, Hindenburg zu einer Auflösung des Reichstag ohne die Festsetzung von Neuwahlen sowie die Auflösung der Parteien mit Hilfe der Reichswehr zu überzeugen, was ein offensichtlicher und eindeutiger Verfassungsbruch gewesen wäre. 

Reichswehrminister Kurt von Schleicher, wurde der Nachfolger Papens. Er musste zurücktreten, nachdem sein Plan einer Querfront aus Reichswehr und Gewerkschaften gescheitert war und Hindenburg die erneute Auflösung des Reichstags ablehnte.

Hitler 

Sein Nachfolger wurde Adolf Hitler mit Franz von Papen als Vizekanzler. Am 30. Januar 1933 wurde Hitler durch den Reichspräsidenten Hindenburg zum neuen Reichskanzler ernannt. Franz von Papen wurde Hitlers Vizekanzler, und er und sieben weitere konservative Minister sollten Hitler "einrahmen". Die Ernennung Hitlers war durch Paragraph 53 der Weimarer Verfassung gedeckt, allerdings entsprach die Berufung eines offenen Antidemokraten eindeutig nicht dem Geist der Verfassung. Die Autorität der demokratischen Verfassung hatte allerdings nach den Kabinetten Brünings, Papens und Schleichers bereits so weit gelitten, dass sich die Zeitgenossen damit kaum beschäftigten; Hitler schien nur ein weiterer rechtskonservativer Kanzler zu sein. Einen gravierenden Unterschied zwischen der Regierung Hitler und den vorigen Präsidialkabinetten gab es jedoch Hitler hatte eine vergleichsweise breite Basis im Volk! Hindenburg hoffte, so endlich eine handlungsfähige, von allen (NSDAP, DNVP) nationalen Kräften gestützte Regierung zu haben, obwohl er persönlich von Hitler nicht viel hielt. Dieser war aber der einzig übrig gebliebene Kandidat, auf den sich alle deutschnationalen Kräfte verständigen konnten, und der dem greisen Reichspräsidenten von seinem Sohn und seinen engsten Beratern empfohlen wurde.
